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Drucksache VI/769 


Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. Mai 1970 

III/ 1 - 68070- E - Zu 10/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik 

in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ergänzung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1898/68 zur Festlegung der Maßnahmen 
betreffend die Grundquoten für Zucker im Falle der Zu- 
sammenlegung oder Veräußerung von Unternehmen und 
im Falle der Veräußerung oder Verpachtung von Fabriken. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 29. April 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beige- 
fügt. 


Brandt 


Druck: Buchdrücke rei R. Madel, 5307 Waditberg* Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
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Vorschlag der Verordnung (EWG) des Rates 
zur Ergänzung der Verordnung (EWG) Nr. 1898/68 zur Fest- 
legung der Maßnahmen betreffend die Grundquoten für Zucker 
im Falle der Zusammenlegung oder Veräußerung von Unter- 
nehmen und im Falle der Veräußerung oder Verpachtung von 

Fabriken 

(von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaften, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
des Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemein- 
same Marktorganisation für Zucker^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2485/69^), 
insbesondere auf Artikel 23 Absatz 3, 

auf V'^orschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für einen Ubergangszeitraum wurde im Zucker- 
sektor, um die Zuckererzeugung in der Gemein- 
schaft zu begrenzen und gleichzeitig ihre regionale 
Spezialisierung zu fordern, ein System von Grund- 
quoten eingeführt, für die die Gemeinschaft die 
Preis- und Absatzgarantie übernimmt. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1898/68 des Rates 
vom 26. November 1968 zur Festlegung der Maß- 
nahmen betreffend die Grundquoten für Zucker im 
Falle der Zusammenlegung oder Veräußerung von 
Unternehmen und im Falle der Veräußerung oder 
Verpachtung von Fabriken*^) hat unter gewissen 
Voraussetzungen eine Anpassung der ursprüng- 
lichen Aufteilung der Grundquoten in Form der 
Übertragung dieser Quoten im Falle von Zusam- 
menlegungen, Veränderungen oder Verpachtungen 
für möglich erklärt. 

Die Anwendung besagter Verordnung darf einer- 
seits sich nicht nachteilig auf die Interessen der 
Zuckerrüben- und Zuckerrohrerzeuger der betreffen- 
den Regionen auswirken und andererseits nicht zu 
einer bloßen Erhöhung der finanziellen Belastungen 
der Gemeinschaft führen. 


Eine solche Erhöhung würde sich im Falle jeder 
erfolgten Zusammenlegung, Veräußerung oder Ver- 
: Pachtung zwisdien in verschiedenen landwirtschaft- 
I liehen Regionen gelegenen Unternehmen ergeben. 

I Es ist daher angebracht, im Falle der Zusammen- 
legung, Veräußerung und Verpachtung zwischen 
I in verschiedenen landwirtschaftlichen Regionen ge- 
, legenen Unternehmen die in der Verordnung (EWG) 
Nr. 1898/68 betreffend die Grundquoten genannten 
Maßnahmen auszuschließen und in diesem Sinne die 
genannte Verordnung zu ergänzen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

! 

Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 1898/68 
wird durch folgenden Unterabsatz ergänzt: 

„Die in dieser Verordnung genannten Maßnahmen 
betreffend die Grundquoten können jedoch nur An- 
wendung finden, wenn die betreffenden Unterneh- 
men oder Fabriken in derselben landwirtschaft- 
lichen Region gelegen sind." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 314 
vom 15. Dezember 1969, S. 6 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
vom 29. November 1968, S. 2 


Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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